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Perzipierte Ungleichheit und Bias der politischen Nachfrage: Wie wirken Medien auf 
Einstellungen zur Vermögensteuer? 
 




Nach einer in der neueren sozialwissenschaftlichen Debatte vertretenen These sind vertei-
lungspolitische Einstellungen der Bürger durch die ungenau wahrgenommene wirtschaftliche 
Ungleichheit selbst verzerrt. Der Artikel prüft, ob sich das am Beispiel der Vermögensteuer 
bestätigen lässt. Wird die steuerliche Belastung wohlhabender Haushalte - ermittelt mit dem 
geschätzten Spitzensteuersatz auf Einkommen - verzerrt wahrgenommen und hat dies Folgen 
für die Unterstützung einer Vermögenssteuer, die 1996 ausgesetzt wurde und um deren Wie-
dereinführung seit einiger Zeit in der politischen Arena gerungen wird? Ein online-Survey über-
prüft die Effekte zum einen von Perzeptionen und zum anderen der medialen Rahmung der 
Vermögensteuern empirisch. Danach wird die Spitzensteuer zwar relativ korrekt geschätzt. 
Dennoch vorhandene Fehleinschätzungen setzen die Belastung eher zu hoch an, was die 
politische Unterstützung einer Vermögenssteuer verringert.  
Die Einführung von „Reichensteuern“ bewegt sich im Spannungsfeld zwischen medialen Bil-
dern von privilegiertem Reichtum einerseits und Abwanderungsdrohungen der Wirtschaft und 
fehlenden Arbeitsplätzen andererseits. Das Ringen um öffentliche Benennungsmacht in den 
Massenmedien wird mit spezifischen Rahmen ausgetragen. Nach Framing-Experimenten 
sinkt die Unterstützung einer Vermögensteuer höchst signifikant, wenn ein Frame mögliche 
Arbeitsplatzverluste aktiviert. Hingegen erzeugen Frames zum Beitrag der Vermögenssteuer 
zum Abbau von Staatsverschuldung keine signifikanten Resultate, da diese die bereits hohe 
Unterstützung für Vermögenssteuern nicht weiter steigern. Das Ringen um Benennungsmacht 
ist unentschieden. Unterstützung scheint unsicher, da medial verfügbar gemachte Wirtschafts-
rahmen sie mindern. 
 






Seit einigen Jahren wird in Öffentlichkeit und Sozialwissenschaften debattiert, wie genau Bür-
ger und Bürgerinnen wirtschaftliche Ungleichheiten wahrnehmen und welche Folgen ein Wahr-
nehmungsbias für ihre Nachfrage nach umverteilender Steuer- und Sozialpolitik hat. „Die Deut-
schen wollen viele Einkommen niedriger besteuern und Vermögen umverteilen. Was aber sind 
ihre Wünsche wert, wenn sie die Wirklichkeit nicht kennen?“ schrieb etwa die Zeit (Altmann et 
al. 2018; auch Rudzio 2012). Wenn die Fakten zur Ungleichheitsentwicklung nur vage bekannt 
seien, könne auch die Nachfrage der Bürger nach redistributiver Politik kaum sachgerecht sein 
(Niehues 2014; Engelhardt/Wagener 2014 und 2018; Gimpelson/Treisman 2015).  
Die Hinwendung zu den Perzeptionen spiegelt einen cognitive turn in der Erklärung von Um-
verteilungspräferenzen, nachdem der Einfluss faktischer Ungleichheit auf umverteilungspoliti-
sche Präferenzen der Bürger (Meltzer/Richard 1981) nicht systematisch nachweisbar war. 
Perzeptionen entsprechen offenbar nicht unbedingt den Fakten (Hochschild 2001; Ken-
worthy/McCall 2008; Norton/Ariely 2011), es handelt sich eher um geglaubte Fakten (Zaller 
1992). Deskriptiv wies man für verschiedene Aspekte der Ungleichheitswahrnehmung Biases 
nach (siehe Kap. 2. Stand der Forschung). Was aber dazu führt, wird selten gefragt. 
Wie sehr Ungleichheit ungenau perzipiert wird und wie Bias die politische Nachfrage beein-
flusst, analysiert das vorliegende Paper am Beispiel der Vermögensteuer. Sie wird wie die 
Spitzensteuer für Erwerbseinkommen, die Erbschafts- und die Grundsteuer als „Reiche“ be-
lastendes Umverteilungsinstrument betrachtet. Untersucht wird, wie eine möglicherweise un-
genaue Perzeption der steuerlichen Belastung Wohlhabender die Unterstützung für eine Ver-
mögensteuer beeinflusst. Wie weitreichend sind verzerrte Informationen zu „Reichensteuern“? 
Wie wirkt sich ein Bias der wahrgenommenen Einkommenssteuer auf die Zustimmung zur 
Vermögensteuer, deren Wiedereinführung seit Jahren diskutiert wird, aus? Neben der Wahr-
nehmung steuerlicher Fakten prüfe ich andere, soziologisch relevante Bias wie etwa die Ein-
schätzung der eigenen Einkommensposition und die Wahrnehmung der gesellschaftlichen Un-
gleichheit (Wegener 1987; Fatke 2018). Ego- und soziotropische Urteile über Ungleichheit ste-
hen aber nicht im Zentrum, helfen gleichwohl die Rolle der Steuerfakten einzuordnen.  
Die Daten für die multivariaten Analysen stammen aus einem Online-Survey von 2020, das 
neben Daten zu Bias Survey-Experimenten enthielt, mit denen man Medienframes genauer 
beleuchten kann und deren Stellenwert ich im Folgenden begründe. 
Die Vermögensteuer ist seit ihrer Aussetzung Ende 1996 nach einem Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts nicht mehr in Kraft. Befürworter versuchen sie zu revitalisieren und brachten 
sie schon im Wahlkampf vor der Bundestagswahl 2013 als ein Instrument ein, um die hohe 
Staatsverschuldung durch Rettungsprogramme im Zuge der Finanzmarkt- und Staatsschul-
denkrise abzubauen. Für bestimmte politische Kräfte ist eine Vermögenssteuer primär wegen 
der hohen Einkommens- und Vermögenszugewinne an der Spitze der Verteilung wünschens-
wert (Bach et al. 2016; Bach/Thiemann 2016; DGB 2019; Piketty 2020). Opponenten erwarten 
hingegen geringe Umverteilungseffekte, dafür aber Standortnachteile, hohe Erhebungskosten, 
Ausweichreaktionen und verfassungsrechtliche Hürden, die bereits zu ihrer Aussetzung führ-
ten (Hey et al. 2012; Fuest 2019). Aktuell ist die Vermögensteuer zum Abbau coronabedingter 
Staatsschulden im Gespräch.  
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Zwar besteht Konsens, dass „starke Schultern“ mehr Lasten tragen sollen. Jedoch wird in der 
Öffentlichkeit darum gerungen, wie groß diese Last sein darf. Die Auseinandersetzungen um 
die Besteuerung Reicher finden nach Scheve und Stasavage (2016) in folgender Konstellation 
statt: Mit Einführung des allgemeinen Wahlrechts könnte die weniger begüterte Bevölkerungs-
mehrheit im Grunde „Reichensteuern“ durchsetzen. Das geschehe empirisch aber nicht immer 
dann, wenn die Vermögensungleichheit besonders hoch ist, sondern dann, wenn Bilder über 
besondere Privilegien und Begünstigungen Wohlhabender kursieren. Allerdings existieren 
Veto-Player in dieser Konstellation, die ihren Einfluss gegen eine Besteuerung „Reicher“ zur 
Geltung bringen. Diverse Interessen-Organisationen der Unternehmen und der Finanzmärkte1 
erinnern an „negative Anreize“ – sprich an die drohende Abwanderung von Unternehmen und 
das Zurückfahren von Investitionen mit der Folge fehlender Arbeitsplätze. Beide Seiten arbei-
ten daran ihre Sicht glaubwürdig zu machen. 2 Ein Kampf um Benennungsmacht findet statt 
(Bourdieu 1985), in dem die Medien die Narrative diverser politischer und wirtschaftlicher Eli-
ten transportieren und so am Ringen um die „richtige“ Wahrnehmung der Sache mitwirken. 
Das vorliegende Paper verbindet den eingangs vermerkten cognitive turn der Forschung über 
Umverteilungspolitik mit einem Blick auf öffentliche Debatten um die Vermögenssteuer. Me-
dien machen „Wissen“ über die Gewinner und Verlierer der wirtschaftlichen Entwicklung, über 
Vor- und Nachteile verteilungspolitischer Instrumente verfügbar und bieten politischen Eliten 
eine Plattform (Lippman 1964; Zaller 1992). Wie Medien Urteile über ökonomische Ungleich-
heit - hier konkret der Vermögenssteuer - beeinflussen, ist wenig erforscht. Daher fragt das 
Paper, welche „Benennungsmacht“ mediale politische Kommunikation auf Einstellungen zur 
Vermögenssteuer ausübt. Das geschieht durch Framing-Experimente, die Medieninhalte ide-
altypisch modellieren. Eine ausgebaute Medieninhaltsanalyse ist nicht beabsichtigt, da der 
Focus auf den Effekten der Frames beim Publikum liegt. 
Zunächst wird die vorliegende Forschung zu Einstellungen zur Vermögenssteuer, zur unge-
nauen Perzeption der ökonomischen Ungleichheit und zur Rolle der Medien bei der Ungleich-
heitsperzeption skizziert. Dann werden das eigene Online-Survey mit Befragungsteil und Ex-
perimenten dargelegt. Das Kapitel zu den Resultaten stellt zum einen multivariate Analysen 
zum Einfluss der perzipierten Einkommenssteuer wie auch sozio- und egotropischer Urteile 
auf die Präferenz für eine Vermögenssteuer. Zudem können Framing-Experimente zeigen, wie 
sehr Bürger für in den Medien präsente Argumente „erreichbar“ sind. Es zeigt sich ein „Irrtum“ 
in den Köpfen der Befragten – ein bias in Richtung zu hoch geschätzter Steuerbelastung zu-
gunsten der Wohlhandenden, die die politische Nachfrage nach Vermögenssteuern senkt. Al-
lerdings sind Steuerfakten nachrangig gegenüber der subjektiv zu großen Ungleichheit in 
Deutschland. Die Framing-Experimente dokumentieren, dass die Angst vor Arbeitsplatzver-
lusten dominiert, sprich die Unterstützung für eine Vermögenssteuer am meisten nach unten 
zieht.  
 
                                                          
1 Zur Rolle von Interessengruppen in den USA, die teure Kampagnen finanzieren, um die öffentliche 
Meinung zur Einkommensungleichheit zu lenken, siehe Hacker und Pierson (2010). 




2. Stand der Forschung 
Die maßgeblichen Zugewinne der Reichen im Vergleich zu den mittleren und unteren Einkom-
mensschichten (Scholz 2010; Anselmann/Krämer 2015) befeuern Debatten um höhere Steu-
ern für Reiche – ob Erbschafts-, Vermögens- oder Spitzensteuer. Inwieweit ein steuerlicher 
Zugriff auf Spitzeneinkommen und Vermögen die Mittel beschaffen kann, um öffentliche Güter 
und gesellschaftlich erwünschten sozialen Ausgleich zu finanzieren, ist kontrovers ( ).  
Da das Paper die politische Ökonomie der umverteilenden Politik bzw. die Antriebskräfte im 
demokratischen Prozess für „Reichensteuern“ diskutiert werden, konzentriere ich mich auf ent-
sprechende Arbeiten der Einstellungsforschung zur Formation politischer Präferenzen für ent-
sprechende public policies. Die Einstellungsforschung eint, dass die Sichtweisen der Bürge-
rInnen die legitimatorische Basis sind, mal aus einer demokratietheoretischen, mal aus einer 
handlungstheoretischen Perspektive. WählerInnen vergeben Zustimmung für Programme, die 
sie nach ihrer Situationsdefinition – hier bezüglich des Umfangs an Ungleichheit oder der Eig-
nung spezifischer Politiken – für richtig halten. Dass sich politische Eliten bemühen, diese De-
finitionen in ihrem Sinne zu lenken (Jacobs/Shapiro 2000; Faas/Schön 2010), oder dass Prä-
ferenzen auch „unenlighted“ sein mögen (Bartels 2008), thematisiert die Einstellungsforschung 
wenig. 
Im Jahr 2007 stimmten nur 35% der Bevölkerung einer Vermögensteuer zu (Bertelsmannstif-
tung Pressemitteilung 10.12.2007).3 2012 ermittelte Forsa in einer Umfrage im Auftrag der 
NGO Campact, dass 77% der Befragten eine Vermögensabgabe als gerechte Beteiligung gro-
ßer Vermögen an den Lasten der Finanzkrise unterstützen.4 Auch wenn man diese Ergebnisse 
wegen des parteilichen Auftraggebers der Studie mit Skepsis betrachtet, kommen auch andere 
Befragungen wie die vor der Bundestagswahl 2013 von Infratest dimap durchgeführte, zu ho-
her Akzeptanz mit 66% Zustimmung. Im Dezember 2019 fanden dann 72% der Befragten Ver-
mögensteuern angemessen (ARD Deutschland-Trend).5 Meine eigenen im November 2020 
erhobenen Daten ergaben 66% Zustimmung für eine Vermögensteuer (siehe Tab. A1 im An-
hang). Die Resultate der unterschiedlichen Befragungen sind zwar nicht direkt vergleichbar, 
aber der Anstieg der Unterstützung nach 2007 ist vermutlich ein Ergebnis der inzwischen er-
folgenden Politisierung der Vermögenssteuern durch einige Parteien. Die Mehrheit unterstützt 
demnach Vermögenssteuern, wenn „naiv“ gefragt wird ohne die in politischen Diskursen übli-
che Gegenrede oder das Abwägen von Nebenfolgen.  
Auch jenseits der Demoskopie ist die Besteuerung „Reicher“ ein Thema der Sozialforschung, 
steht sie doch im Fadenkreuz aus Selbstverständlichkeit (bei hoher Vermögensungleichheit) 
und liberaler Kritik am Zugriff auf die Erträge privater Wirtschaftssubjekte. Vignettenstudien 
zeigen, dass Rechtfertigungsmuster und Rahmenbedingungen die Akzeptanz zur Belastung 
Vermögender variieren lassen (Sachweh/Eicher 2018). Die „geglaubten“ Gründe für Reichtum 
– wie individuelle Leistung oder aber privilegierte Herkunft – sind entscheidend, ob Vermögen 
verdient oder unverdient erscheint. Ähnliche Deutungsmuster finden Groß und Lang (2018) in 
Bezug auf Erbschaftssteuern: Das Argument „Durch Eltern verdientes Vermögen müsse in der 
                                                          
3 https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/presse/pressemitteilungen/pressemitteilung/pid/umfrage-be-
voelkerung-sieht-soziale-schieflage-in-deutschland. Abruf 20.05.2020.  
4 So waren von den 1005 Befragten die Hälfte aus Nordrhein Westfalen. 
5 https://www.tagesschau.de/inland/deutschlandtrend-1897.html. Abruf am 20.05.2020.  
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Familie bleiben“ wirkt als Veto gegen die zunächst nicht abwegige Idee Reiche stärker zu be-
steuern (zu Erbschaftssteuern auch Beckert 2000).  
Zu den Studien zu „Reichensteuern“ lassen sich auch die zu progressiven Steuern zählen. 
Wieder werden beliefs nun über Fairness als entscheidende Determinante noch vor dem Ei-
geninteresse an Steuern ermittelt (Hennighausen/Heinemann 2014). Für die Rolle von Inte-
ressen spricht aber die institutionentheoretische Studie von Berens/Gelepithis (2019): Auf 
Arme konzentrierte Sozialleistungen mindern die Unterstützung für progressive Steuern, breit 
über die Sozialschichten gestreute Leistungen hingegen steigern sie. Die Mittelschicht favori-
siert progressive Steuern nur, wenn sie auch davon profitiert. Die ebenfalls in „comparative 
welfare attitudes“ verankerte Studie von Roosma et al. (2016) macht individuelle Profile aus, 
die progressive Steuern legitimieren. Studien, die in bestimmten beliefs oder Wertmustern die 
Legitimationsgrundlagen für Vermögenssteuern sehen, haben ein begrenztes Forschungspro-
gramm, das Wertmuster wie eine Substanz begreift, nicht als kommunikativ vermittelte Größe. 
Politische Einstellungen werden als Einbahnstraße konzipiert: Die Wirkung geht von basalen 
beliefs zu den Politiken. 
Die Formation politischer Präferenz sollte dynamischer modelliert und deren Abhängigkeit von 
politischer Kommunikation berücksichtigt werden. Dafür sprechen auch die oft diffusen Kennt-
nisse der Befragten über die Wirkungsweise des Sozial- und Steuersystem und die vagen 
Vorstellungen über die Umverteilungseffekte von Steuern (Barnes 2015; Kim et al. 2016). 
Diese Befunde lassen erwarten, dass Bürger Orientierung in Mediendiskursen suchen. Die 
Präferenzformation schließt ein, dass Interessengruppen mit strategischer Kommunikation für 
eigene Positionen werben und die öffentliche Meinung überzeugen wollen, wie dies der Begriff 
„crafted talk“ konzipiert (Jacobs/Shapiro 2000). Auch die Politikwissenschaftler Scheve und 
Stasavage betonen zwar die Sichtweisen der Bürger: „Societies tax the rich when people be-
lieve that the state has privileged the wealthy, and so fair compensation demands that the rich 
be taxed more heavily than the rest.“ (2016: 4), binden diese aber in Auseinandersetzung um 
die „Definition der Tatsachen“ ein. Selbst wenn in Demokratien mit gleichem Wahlrecht formal 
die Mehrheit Reichensteuern auferlegen kann, hat die Wirtschaft strukturelle Macht und gute 
Durchsetzungschancen, indem sie die „adverse incentive effects“ aktiviert (a.a.O.: 12): Sie 
bringt die Sorge ins Spiel, dass bei stärkerer steuerlicher oder anderweitiger Belastung Ver-
mögender Investitionen unterbleiben, Firmen abwandern und Arbeitsplätze fehlen. Die Wirt-
schaft fungiert als Gegenspieler in öffentlichen Debatten um Steuern für Wohlhabende. Die 
strukturelle Macht der Wirtschaft ist für abhängig Beschäftigte kaum zu negieren.6 In der 
Schweiz scheiterte ein Referendum zur Einführung einer Erbschaftssteuer, deren Ertrag in 
bessere Grundrenten fließen sollte, an einer Medienkampagne, die die Belastung kleiner und 
mittlerer Familienunternehmen und wegfallende Arbeitsplätze ins Zentrum stellte (Emmeneg-
ger/Marx 2018). 
Die Interessenorganisationen der „Wohlhabenden“ erinnern in den Medien kontinuierlich an 
mögliche adverse Effekte (Köppe et al. 2007), während Organisationen weniger Einkommens-
starker ebenso konstant danach streben, die Privilegierung „der Reichen“ sichtbar zu machen 
                                                          
6 Streecks Analyse zum „Investitionsstreik“ der Unternehmen in den 80er und 90er Jahren ist ein Bei-
spiel für wahrgemachte „inverse Effekte“ mit der Folge steigender Arbeitslosigkeit (2013: 45). 
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(Bank 2017; Smith Ochoa 2019). Wie nachhaltig der crafted talk letztlich die Präferenzen zur 
Vermögenssteuer beeinflusst, wird unten mit Framing-Experimenten geprüft (Kap. 4.2). Das 
nächste Kapitel resümiert zunächst die Forschung zu verzerrten Ungleichheitsperzeptionen. 
Die Perzeption von Ungleichheit  
Da nicht schon die faktische Ungleichheit Forderungen nach einer korrigierenden Sozial- und 
Steuerpolitik auslöst, interessiert sich die Forschung zunehmend für die Perzeption wirtschaft-
licher Ungleichheit und zeigte Ungenauigkeiten in vielen Bereichen. So stimmen weder die 
geschätzte und die objektive Armutsquote (Gimpelson/Treisman 2015), noch die geschätzte 
und die faktische Arbeitslosenquote (Niehues 2019) überein.  
Auch in Bezug auf gesellschaftliche Verteilungsstrukturen wird Bias deutlich: der Großteil der 
Befragten glaubt, die meisten Deutschen lebten in den unteren Einkommensdezilen nahe oder 
unter der Armutsschwelle, obwohl faktisch die Mehrheit der Deutschen der Mitte zuzuordnen 
ist (Niehues 2014). Bürger der Niederlande oder der Schweiz stufen die Einkommensvertei-
lung ihrer Länder hingegen realistisch als Mittelschichtgesellschaft ein. Diese begrenzten, auf 
wenigen Items beruhenden Befunde dienen Ökonomen als Beleg einer „gehypten“ Ungleich-
heitswahrnehmung (Bank 2017), was allerdings disparate Resultate ausblendet. Andere For-
schung sieht eine allmähliche Anpassung der Ungleichheitsperzeptionen an die gestiegene 
Ungleichheit. Letzte bildet den Kontext, in dem Ungleichheit seltener als ungerecht beurteilt 
wird (Trump/White 2018; Schröder 2017).  
Bei der Selbsteinstufung in der Sozialhierarchie existiert ein typischer Bias, den bereits Wege-
ner (1987) beschrieb. Befragte aus Einkommensdezilen unterhalb der Mitte verorten die ei-
gene Einkommensposition höher, Befragte der Dezile oberhalb der Mitte jedoch weiter unten 
ein, als es ihrer objektiven Einkommensposition entspricht. Dieser kognitive Mechanismus 
lässt die Einkommensdiskrepanzen subjektiv schrumpfen. Die aktuelle ökonomische For-
schung zu perzipierter Ungleichheit (Bublitz 2016; Engelhardt/Wagener 2018) betrachtet die 
„verharmloste“ Selbsteinstufung als ein Informationsdefizit, durch das sich „unangemessene“ 
Präferenzen in Bezug auf Umverteilungspolitik bildeten. So erzielen Experimente, die über die 
faktische Position „aufklären“, dass Bezieher hoher Einkommen ihre Unterstützung für redistri-
butive Politik herunterschrauben. 
Frühe Studien befassten sich zudem mit der Einschätzung von Löhnen in typischen Berufen. 
Sie stellten fest, dass Einkommen von Berufen an der Spitze der Berufshierarchie geringer als 
sie faktisch sind geschätzt werden, die Löhne am unteren Ende für einfache Arbeiter eher 
überschätzt (Kelley/Evans 1993; Osberg/Smeeding 2006). Dies scheint sich verändert zu ha-
ben: Spitzeneinkommen werden überschätzt, die Löhne am unteren Ende der Einkommens-
skala hingegen unterschätzt (Pontusson et al. 2020: 10). 
Auch Ungleichheitsaspekte, die in Urteile über eine Vermögensteuer einfließen dürften, sind 
biased. So wird die Konzentration der Vermögen am oberen Ende unterschätzt (Bartels 2008; 
Norton/Ariely 2010). Auch die perzipierte Steuerbelastung ist relevant: Die von Haushalten mit 
geringen Einkommen gezahlten Steuern werden überschätzt, die von Haushalten mit hohen 
Einkommen gezahlten Steuern hingegen unterschätzt (Niehues 2019). 
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Insgesamt sind die Diagnosen zu Ungleichheitsperzeptionen uneinheitlich. Es liegen sowohl 
Befunde zu „überspitzt“ wahrgenommener (Hüther/Diermeyer 2019) als auch zu „verharmlos-
ter“ Ungleichheit vor. Die These, dass übersteigert perzipierte Ungleichheit zu verzerrten poli-
tischen Präferenzen hinsichtlich der nötigen Politik führen (Niehues 2014 und 2016; Diermeier 
et al. 2017), ist empirisch unsicher. Daher klärt die eigene Studie zunächst, ob Fakten, die für 
die Akzeptanz der Besteuerung „Reicher“ relevant sind, verzerrt wahrnehmen werden: Wie 
ungenau ist das subjektive Wissen der Bürger über die steuerliche Belastung der Spitzenein-
kommen und hat dies Folgen für die politische Unterstützung der Vermögensteuer der Befrag-
ten? 
Hypothese 1 testet: Die Unterstützung der Vermögensteuer steigt, wenn die steuerliche Be-
lastung der Reichen niedriger geschätzt wird, als sie tatsächlich ist (und umgekehrt).  
Neben der Perzeption der unmittelbar mit bestimmten public policies verbundenen Fakten, 
sind auch die Ungleichheitswahrnehmungen in Bezug auf die Gesellschaft (soziotropische Ur-
teile) und die eigene Position (egotropische Urteile) vermutlich wichtige Determinanten der 
Nachfrage nach Vermögensteuern. Getestet wird, wie die Wahrnehmung der gesellschaftli-
chen Ungleichheit wie auch der eigenen Position die Unterstützung einer Vermögensteuer 
prägen. 
Hypothese 2a: Je stärker die Perzeption ausgeprägt ist, die Gesellschaft sei zu ungleich, 
desto eher wird die Besteuerung des Vermögens unterstützt. 
Hypothese 2b: Je höher Befragte ihre eigene Stellung in der Einkommenshierarchie einschät-
zen, desto eher lehnen sie eine Vermögensteuer ab. 
 
Medien und Ungleichheitsperzeptionen 
Erstaunlich selten wird die Medienberichterstattung als Ursache für verzerrt perzipierte wirt-
schaftliche Ungleichheit untersucht (McCall 2013; Happer/Philo 2013; Petring 2016). Es 
spricht aber vieles dafür, dass die Einschätzung gesellschaftlicher Ungleichheit medienvermit-
telt ist (Mutz 1998). Auch Präferenzen für Vermögenssteuern dürften durch die Medienbericht-
erstattung beeinflusst sein. Das abgelehnte Referendum zu einer Erbschaftssteuer in der 
Schweiz (Emmenegger/Marx 2018) oder die Unterstützung für eine Steuerreform in Amerika, 
die die schmale Schicht der Reichen deutlich, die Masse der Bürger aber wenig entlastete, 
sprechen für den Einfluss der in den Medien verwendeten frames (Bartels 2008, Chap. 6).  
Man unterscheidet Agenda-Setting, Priming und Framing als Mechanismen, über die Medien 
die “Köpfe“ der Bürger erreichen. Bei Agenda-Setting und Priming handelt es sich um Effekte, 
die unbewusste Informationsverarbeitung erzielt. Framing hingegen basiert auf eher bewusst 
verarbeiteten Argumenten (Entman 2007).7 Für den Agenda-setting-Ansatz prägt schon die 
Häufigkeit des Auftauchens eines Thema in den Medien, ob das Publikum es als salient be-
trachtet (Maurer 2010). Denn was Medien oft berichten, ist für die Präferenzbildung verfügbar 
(Zaller 1992). Agenda setting-Effekte werden aufgespürt, indem die Intensität der Medienbe-
                                                          
7 Diese Abgrenzung wird zwar als unscharf kritisiert. Jedoch sind glatte Definitionen angesichts einer 
Empirie, in der Übergänge existieren, wenig hilfreich. 
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richterstattung über ein Thema in der Zeit vor der Messung der jeweils interessierenden Ein-
stellungen erfasst wird. Wenn die Einstellungen mit der Intensität der Berichterstattung 
schwanken, liegt ein Medieneffekt vor. 
In der ungleichheits- und public-policy-bezogenen Einstellungsforschung existieren nur we-
nige Studien zu Medieneffekten. Teils handelt es sich lediglich um Medieninhaltsanalysen zu 
ökonomischer Ungleichheit (Bank 2017; Smith Ochoa 2020) oder über Vermögensteuern 
(Lichtenstein 2016; Thein/Griesold 2020).8 Schröder und Vietze (2015) prüfen die Beziehung 
zwischen Ungleichheitsentwicklung und Auftauchen des Themas in den Medien. Ob die Me-
dieninhalte vom Publikum rezipiert werden und steuer- oder sozialpolitische Einstellungen be-
einflussen, bleibt offen. 
Eine frühe, einflussreiche Studie zu Medieneffekte bietet Gilens (1996, 1999). Indem die US-
Medien die afroamerikanische Bevölkerung überproportional häufig als Bezieher von Sozial-
leistungen präsentieren, kann offenbar die Unterstützung der Bevölkerung für Sozialausgaben 
gesenkt werden.9 Aktueller ist der Beitrag von Diermeier et al. (2017) zu Agenda-setting Ef-
fekten. Er nutzt zum einen Sekundärdaten zur Häufigkeit der Medienberichterstattung, zum 
anderen Einstellungsdaten des sozio-ökonomischen Panels. Eine intensivere Berichterstat-
tung über Ungleichheit vor dem Interview geht einher mit mehr Befragten, die mangelnde Ge-
rechtigkeit in Deutschland kritisieren. Der Effekt tritt umso eher ein, je mehr Tage berichtet 
wurde. Welche Medieninhalte Befragte tatsächlich rezipierten, bleibt allerdings offen. Zudem 
liegt die abhängige Variable „Gerechtigkeitsperzeptionen“ nur für eine Welle vor. Nur die 
zweite abhängige Variable - Zufriedenheit mit der Wirtschaftslage in Deutschland - deckt einen 
längeren Zeitraum ab (2001 – 2015). Fraglich ist auch, ob die Medienberichterstattung mit 
Daten zur Häufigkeit der Berichte zu Ungleichheit10 ohne Differenzierung des ‚tone‘ (Tonfall) 
ausreichend erfasst sind. Die Autoren setzen scheinbar voraus, dass Berichte zu Ungleichheit 
per se einen negativen tone haben, so dass höhere Berichtintensität perzipierte Ungerechtig-
keit fördert. Medien berichten aber auch positiv über Ungleichheit (steigende Löhne, weniger 
Arbeitslose, Wirtschaftswachstum, mehr Armut nur wegen Fluchtmigration, etc.). Allein die 
Auszählung der Häufigkeit des Themas Ungleichheit leitet in die falsche Richtung. 
Agenda-Setting Effekte liegen zwar nahe angesichts der ab 2007 deutlich gestiegenen Unter-
stützung für Vermögenssteuern nahe, lassen sich aber mit den Querschnittsdaten meiner ei-
genen Studie nicht testen. Sie prüft in einem ersten Schritt den Einfluss der Intensität der indi-
viduellen Mediennutzung auf die Unterstützung einer Vermögenssteuer. Denn intensivere Me-
diennutzung sollte mehr Informationen und ein größeres Spektrum an Argumenten zur Ver-
mögensteuer verfügbar machen.  
                                                          
8 Gängiger ist Agenda-Setting-Ansatz in der Forschung zur Akzeptanz der Europäischen Integration 
oder der Migration (Schuck/de Vreese 2006; Vliegenthart et al. 2006; Schemer 2014; Czymara/Dol-
chow 2018). 
9 Gilens Studien ist ebenso ein Beispiel für Priming, da es um die unbewusste Wirkung der in den Me-
dien gezeigten Bildern von Schwarzen geht.  
10 Die verwendeten Sekundärdaten der Firma Media-Tenor haben den Vorteil, dass auch Nachrichten 
in ARD und ZDF wie auch die Bildzeitung (neben Focus und Spiegel) berücksichtigt werden. Diese 
schwerer langfristig zugänglichen Medientypen fehlen in den meisten Medieninhaltsanalysen, die sich 
auf digital zugängliche Archive der deutschen Qualitätszeitungen stützen. 
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Hypothese 3: Je intensiver Medien genutzt werden, desto eher werden Vermögensteuern be-
fürwortet. 
Primär aber möchte die vorliegende Studie dem Defizit von Agenda-Setting-Studien, die indi-
viduelle Medienexposure offen lassen, begegnen. Durch Framing-Experimente lässt sich ge-
zielt steuern, welche spezifischen Medieninhalte die Befragten wahrnehmen und deren Ein-
fluss auf die Einstellung zum Issue „Vermögenssteuer“ prüfen. Frames bieten spezifische Dar-
stellungsweisen eines Problems, selegieren Informationen, formulieren Argumente und ma-
chen sie aktuell verfügbar. Experimente kontrollieren die Medien-Exposure und Auswirkungen 
der Frames auf die Urteile über policy issues lassen sich messen (Zaller 1992; Druckman 
2005; Chong/Druckman 2007). Ein Framingeffekt liegt vor, wenn sich politische Einstellungen 
unter dem Eindruck bestimmter Medieninhalte ändern. Frames können akzeptiert oder abge-
lehnt werden. Welche Argumente bei welchen Personengruppen/ Merkmalen wirken, zeigen 
differentielle Treatmentanalysen. Bei Framing-Experimenten werden randomisierten Gruppen 
bestimmte Treatments vorgelegt und so die individuelle Rezeption bestimmter Inhalte gesteu-
ert. Etwaige Effekte lassen sich den experimentellen Treatments kausal zuordnen. 
Kritisiert wird, dass Framingeffekte meist in einmaligen Experimenten festgestellt werden, die 
erzielte Einstellungsänderung aber nicht stabil ist. Wiederholte Einstellungsmessungen nach 
dem Experiment zeigen, dass der Framingeffekt aus der ersten Runde verschwindet (de 
Vreese 2004; Maurer 2010; Matthes/Schemer 2012; Schemer 2014; Schmidt-Catran/Czymara 
2019). Diese Kritik greift jedoch nicht, wenn Themen wiederholt in den Medien präsent sind. 
In der politischen Kommunikation über Einkommensungleichheit, Steuer- und Sozialpolitik 
werden bestimmte Fakten, Argumente und Narrative wiederholt, ja ritualhaft eingebracht, um 
bestimmte „Probleme“ oder „Lösungsvorschläge“ zu etablieren. Politische Akteure selbst ver-
suchen durch das Wiederholen ihrer Narrative die Medienumwelt zu setzen. Die in der Studie 
verwendeten idealtypischen Frames aus der Debatte um Vermögenssteuern sind also real 
häufig für Bürger zu hören. 
In der Debatte um Vermögensteuern sind Rahmen bereits eingeschliffen, da schon nach der 
Finanzmarkt- und Staatsschuldenkrise 2012 die Parteien „Bündnis90/Die Grünen“ und „Die 
Linken“ Gesetzesentwürfe zu einer Vermögensabgabe einbrachten. Zudem thematisieren 
linksorientierte Parteien und Organisationen kontinuierlich steigende Einkommensdifferenzen 
und Vermögenszugewinne der obersten Dezile in den Medien und leiten daraus die stärkere 
steuerliche Belastung Wohlhabender ab. Rahmen wie der „gerechte Beitrag der Reichen zum 
Abbau hoher Staatsschulden“ dürfte – mehr oder weniger – bereits in die Einstellungen der 
Bürger eingeflossen sein. In der Kontrollgruppe dürfte sich bereits die im Durchschnitt hohe 
Zustimmung zur Vermögenssteuer spiegeln. Auf Hypothesen zum Effekt der experimentellen 
Rahmen wird zugunsten verzichtet. Lediglich eine Hypothese zu differentiellen Effekten 
scheint sinnvoll, da die Treatments typische Parteipositionen spiegeln. 
Hypothese 4: Treatmenteffekte variieren nach der Parteiidentifikation der Befragten. Frames, 
die erkennbar von Parteien stammen, erzielen bei Anhängern der Partei stärker ausgeprägte 
Effekte.  
 
3. Methoden und Daten  
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Die Studie beruht auf einem im November 2020 durchgeführten Online-Survey mit einem 
Sample von 1300 Befragten. Es enthielt neben Items zu Ungleichheitsperzeptionen auch 3 
Framing-Experimente (plus Kontrollgruppe). Die randomisiert gebildeten Gruppen bestehen 
somit aus je 325 Personen. Durch eine Quotierung für Alter, schulische Bildung, Haushalts-
einkommen und Erwerbsstatus wurde ein an die Verteilung in der Bevölkerung angenähertes 
Sample erzielt (Tab. A2 im Anhang). 
Die abhängige Variable, die Unterstützung für eine Vermögensteuer, wird mit einer Likert-
Skala erfasst.11 Um den Einfluss von verzerrten Einschätzungen auf verteilungspolitische Ein-
stellungen modellieren zu können, wurde die Abweichung zwischen geschätzter und faktischer 
Spitzensteuer (momentan 42%) ermittelt. Für eine erste deskriptive Auswertung wurde so re-
codiert, dass Abweichungen von der faktischen Spitzensteuer bis zu 3% toleriert werden. So 
gelten Schätzungen in der Spanne zwischen 39% und 45% als korrekt. Liegen sie über 45%, 
sind sie nach oben verzerrt, unter 39% sind Schätzungen nach unten verzerrt.12 Die multivari-
ate Analyse stützt sich auf eine kontinuierliche Variable zur Differenz zwischen geschätztem 
und faktischem Steuersatz. Positive Werte stehen für überschätzte Steuerbelastung (z.B. 
wenn 60% geschätzt wurde, ergibt sich eine Differenz von 18), negative Werte ergeben sich 
bei unterschätzter Steuerbelastung (z.B. 30-42= -12). Je höher der Wert, desto mehr über-
schätzen Befragte die Last hoher Einkommen. 
Ein zweiter Indikator für Perzeptionen, die verteilungspolitische Präferenzen eventuell beein-
flussen, ist die geschätzte eigene Position in der Einkommenshierarchie. Die Frage lautete: 
„Was glauben Sie, wieviel Prozent der Bürger ein geringeres Einkommen als Sie selbst ha-
ben.“ Befragte konnten einen Schieberegler auf einer Skala von 0-100 auf die geschätzte Po-
sition schieben. Es ergibt sich ein numerisches Maß dazu, wie weit oben (hohe Zahl) bzw. 
unten (niedrige Zahl) man sich selbst in der Einkommenshierarchie ansiedelt. Diese Einschät-
zung korreliert zwar höchst signifikant mit dem Netto-Haushalteinkommen, misst aber wegen 
subjektiver Biases nicht das gleiche. Problematische Multikollinerarität tritt in der Regression 
mit den Kontrollvariablen Bildung und Haushaltseinkommen nicht auf; die VIF-Werte der be-
troffenen Variablen liegen bei 1.3. 
Die Bewertung der gesellschaftlichen Ungleichheit wird erfasst mit dem Item „Wie beurteilen 
Sie die folgende Aussage? Die Einkommensunterschiede in Deutschland sind zu groß“. Die 
Antwortskala reicht von 1 („stimme überhaupt nicht zu“) bis 5 („stimme voll und ganz zu“) mit 
den üblichen Abstufungen einer Likert-Skala. 
                                                          
11 Wie sehr unterstützen Sie eine „Reichensteuer“, also eine Steuer auf Vermögen ab 1 Millionen 
Euro? Antwortvorgaben: lehne voll und ganz ab (1) – lehne ab – teils/teils – stimme zu – stimme voll 
zu (5). 
12 30 Personen schätzten den Spitzensteuersatz auf über 80%. Diese Fälle werden ausgeschlossen. 
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Die Medienrezeption wurde mit Fragen erstens zur Quelle der für politische Informationen ge-
nutzten Medien13 und zweitens nach der Häufigkeit der Mediennutzung erhoben.14 Die Ant-
worten zu Quelle und Häufigkeit der Mediennutzung wurden zu einem dichotomen Indikator 
für intensive Mediennutzung (je Medium täglich oder mehrmals pro Woche) transformiert. Er 
kombiniert die intensive Nutzung von Fernsehen mit der intensiven Nutzung von Zeitungen 
oder Internet. 
Für die Experimente wurden den Printmedien entnommene Aussagen zur Vermögensteuer 
idealtypisch verdichtet. Ein Frame thematisiert die Staatsverschuldung durch die Corona-Krise 
als Rechtfertigung für die Beteiligung Vermögender an der Schuldenlast (Coronaframe). Ein 
zweiter Frame enthält, dass die Vermögensteuer „die Kräfte nicht belasten dürfe, die Arbeits-
plätze schaffen (Arbeitsplatzframe). Ein dritter Rahmen bezeichnet die Vermögensteuer als 
eine „wachstumsorientierte Steuerreform“, durch die nötige Zukunftsinvestitionen in Techno-
logie, Infrastruktur und das Gesundheitswesen möglich würden. Die Frames orientieren sich 
an einer Vielzahl gesichteter Zeitungsartikel und nutzen solche mit Nähe zur aktuellen politi-
schen Kommunikation.15 Daher fehlt ein Gerechtigkeitsframe, die zwar noch nach der Finanz-
marktkrise, in der Coronakrise aber nicht mehr auftauchten. 
 
4. Resultate 
4.1 Exkurs: Die Karriere der Vermögenssteuer 
Schon nach der Finanz- und Staatsschuldenkrise wurden im Vorfeld der Bundestagswahl 2013 
vermögensbezogene Steuern gefordert. DIE LINKE16 wie auch BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN17 
brachten 2012 ihre Gesetzesentwürfe ein. Die SPD platzierte sich nicht eindeutig, obwohl sie 
sich kontinuierlich zugunsten einer Vermögenssteuer geäußert und ein Gutachten beauftragt 
hatte (Bach 2016). Dieses stellt hohe Steuereinnahmen und geringe Erhebungskosten in Aus-
sicht, was Kritiker einer Vermögenssteuer bislang in Frage stellten. Neben den Parteien betei-
ligten sich seit 2012 der Paritätische Gesamtverband18, die Gewerkschaften19 und Verdi20 an 
der Debatte, unter anderem indem sie Repräsentativbefragungen zu Einstellungen der Bevöl-
kerung zur Vermögenssteuer beauftragten und in den Medien vorstellten. 
                                                          
13 „Es gibt unterschiedliche Quellen, aus denen man sich über Politik informieren kann. Woher bekom-
men Sie aktuell die meisten Informationen über Politik?“). Die Optionen Fernsehen, Internet, Radio, 
Zeitung (auch Internetausgabe), persönliche Gespräche, soziale Medien wie Facebook und Twitter 
können je einzeln dichotom (ja/nein) mehrfach gewählt werden. 
14 Antwortoptionen täglich, mehrmals die Woche, mehrmals im Monat, mind. 1mal pro Monat, seltener, 
nie. 
15 Clemens Fuest: Kosten und Nutzen einer deutschen Vermögensteuer. Frankfurter Allgemeine Zei-
tung 04.10.2019 (Wirtschaft, Seite 18) und Olaf Scholz: “Viele Löhne sind eine Beleidigung.“ Interview 
geführt und veröffentlicht durch die Frankfurter Allgemeine Zeitung 31.10. 2020 (Wirtschaft S. 18), 
dennoch exemplarisch für die aktuelle sozialdemokratische Position. 
16 BT-Drucksache 17/10778. Gesetzvorschlag Die Linke: Reichtum umFairteilen. 
17 BT-Drucksache 17/10770. Gesetz zur Erhebung einer Vermögensabgabe. 
18 Umfrage zu „Gerechtigkeit in Deutschland: Einstellungen der Bevölkerung zu Fragen der Vertei-
lungsgerechtigkeit und Steuerpolitik“. 
19 DGB Bundesvorstand 2019: Vermögensteuer: ein Gebot der Gerechtigkeit. Klartext Nr. 8/ 2019. 




Die Kritik reagierte auf die Gesetzesentwürfe mit einem Gutachten (Hey et al. 2012), das Rei-
chensteuern aus juristischer und ökonomischer Sicht negativ bewertete und Probleme bei der 
Feststellung von Vermögen wie auch negative wirtschaftliche Effekte unterstrich. Auch 2019 
werden wieder negative ökonomische Effekte der Vermögenssteuer betont, diesmal u.a. durch 
eine Studie des Kieler Weltwirtschaftsinstituts im Auftrag des „Haus- und Grundbesitzerver-
bandes“. Ähnlich äußerte sich der BDA (Bundesvereinigung der deutschen Arbeitgeberver-
bände) gegen höhere Steuern auf Spitzeneinkommen und Vermögen (https://arbeitge-
ber.de/newsroom/publikationen/). Zudem wird eine dauerhafte Abgabe mit Verweis auf Artikel 
14 des Grundgesetzes als verfassungswidrig bezeichnet. 
Im Rahmen der Bundestagswahl 2017 profilierten sich die Parteien mit Steuerthemen. Die 
CDU lehnt Steuererhöhungen ab, die Mittelstand und Facharbeiter träfen, und sieht wegen der 
geringen Verschuldung und Einhaltung des 3%-Kriteriums der Europäischen Union, einer star-
ken Wirtschaft und „solider Haushaltspolitik“ wenig Anlass für Vermögenssteuern. Grüne spre-
chen sich für einen höheren Beitrag Vermögender zum Gemeinwesen aus, mithin für Vermö-
genssteuern, gehen aber nicht ins Detail. Die SPD plant „Reichensteuern“, konkret einen Auf-
schlag von 3% auf den Spitzensteuersatz für Erwerbseinkommen und eine Erbschaftssteuer-
reform, aber keine Vermögenssteuer. In den Sondierungsgesprächen zur Großen Koalition 
nach der Wahl und nachdem eine Jamaika-Koalition aus FDP, Grünen und CDU scheiterte, 
wurde Anfang 2018 zunächst eine auf 45% erhöhte Spitzensteuer verhandelt, um höhere Ein-
kommen an öffentlichen Ausgaben zu beteiligen. Pläne zur Spitzensteuer ließen sich aber 
nicht gegen den größeren Koalitionspartner durchsetzen. In den Medien wog man anschlie-
ßend ab, wie der erzielte Kompromiss hinsichtlich der angestrebten Beteiligung Wohlhabender 
zu bewerten ist und ob der für Reiche fortbestehende Solidaritätszuschlag und die Grundsteu-
erreform zufriedenstellend sind. Als im November 2018 die SPD mit dem Ende der GroKo 
drohte und sich nun der Vermögensteuer zuwandte, wurde die Berichterstattung darüber in-
tensiver. 
2018 war auch die Abschaffung der Vermögens- und Reichensteuer, aber Einführung einer 
Benzinsteuer in Frankreich durch Macron, die zugespitzte Proteste der „Gelbwesten“ auslös-
ten, häufig in deutschen Medien. Diese Proteste unterstützen die Aufmerksamkeit für „Rei-
chensteuern“ in der deutschen Öffentlichkeit. 
Im Laufe des Jahres 2019 intensivierte sich die Kontroverse zwischen Beiträgen pro und 
contra einer Vermögensteuer. Erste stützen sich auf die „aufgehende Schere zwischen Arm 
und Reich“ sowohl bei Einkommen als auch Vermögen. Letzte verweisen auf zu erwartende 
Schäden für kleine und mittlere Unternehmen und auf Probleme damit, Steuer auf in Betrieben 
gebundenes Vermögen zu zahlen. Den Präsidiumsbeschluss zur Vermögensteuer, den der 
damalige kommissarische SPD-Vorsitzende Schäfer-Gümbel im August 201921 vorstellte, ließ 
die Zahl kritischer wie auch zustimmender Reaktionen in der Presse anschwellen. Der Be-
schluss der SPD zur Vermögensteuer auf dem Parteitag im Dezember 2019 festigte die neue 
Position22 und intensivierte die Auseinandersetzungen in der Presse bis in die ersten Monate 
des Jahres 2020 hinein. Die ab März um sich greifende Corona-Pandemie verschob die Rah-
mung der Vermögenssteuer, die nun als eine einmalige Vermögensabgabe zum Abfedern 
                                                          
21 https://www.spd.de/aktuelles/vermoegensteuer/  
22 https://www.spd.de/standpunkte/steuern/  
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coronabedingt hoher Staatsschulden gefordert wird – wenn sie überhaupt befürwortet wird. 
Für liberale Ökonomen ist eine Vermögenssteuer weiter unnötig, da die Schuldentragfähigkeit 
Deutschlands gegeben sei (IFO-Schnelldienst 2020). 
Sowohl 2012/13 als auch 2020 steht eine einmalige Vermögenssteuer zur Debatte, die Bezie-
her sehr hoher Einkommen und Vermögen an der Staatsschuldenfinanzierung beteiligt. Wäh-
rend Befürworter vor der Coronakrise die Konzentration der Vermögen und Gerechtigkeitsar-
gumente anführten (Beschluss SPD Bundesparteitag)23, werden seit 2020 nur noch die Betei-
ligung am Schuldenabbau und an Zukunftsinvestitionen in Digitalisierung, Infrastruktur und 
Gesundheitswesen als Argumente für Vermögensteuer präsentiert. Die Grünen formulieren 
bei ihrem Bundesparteitag Ende 2020 anders als zur Bundestagwahl 2013 nicht mehr, eine 
Vermögensteuern einführen zu wollen, sondern bleiben vage, um besserverdienende Mittel-
schichtwähler nicht zu verprellen. Die LINKE, die Vermögensteuern stets auch aus Gerechtig-
keitserwägungen fordert, beauftragte erneut ein Gutachten beim DIW (Bach 2020), über das 
die Tagesthemen am 3. November 2020 ausführlich berichteten. Die CDU/CSU lehnt neue 
Steuern ab, um die Wirtschaft in der Krise nicht zusätzlich zu belasten.24 
4.2 Die Rolle der Perzeptionen 
Sind Perzeption tatsächlich ungenau und hat dies Folgen für die politische Nachfrage? Was 
glauben die Befragten, wie sehr Wohlhabende bereits steuerlich belastet werden? Im Durch-
schnitt schätzen Befragte die Spitzensteuer auf 47%, überschätzen also den seit 2002 bei 42% 
festgelegten Satz. Abbildung 1 betrachtet die Schätzungen etwas detaillierter. Die meisten 
haben offenbar ein recht genaues Wissen und schätzen die Steuer im Bereich zwischen 40 
und 45%. Wenn Bias vorliegt, dann weicht die wahrgenommene Spitzensteuerbelastung öfter 
nach oben ab als nach unten. Anders formuliert: Bürger gehen öfter von einer höheren Ein-
kommensteuerbelastung der Spitzenverdiener aus als dies faktisch zutrifft. Korrekte Schät-
zungen im tolerierten Korridor machen 26% der Befragten, zu gering schätzen 20% der Be-
fragten die Spitzensteuer und 55% überschätzen die Spitzensteuerbelastung. 
                                                          
23 https://indieneuezeit.spd.de/fileadmin/pv/Dokumente/BPT2019/Beschluesse/B11_Die_Vermoegen-
steuer_wieder_einfuehren_Verteilungsgerechtigkeit_herstellen.pdf  
24 Siehe Audio unter https://www.ardaudiothek.de/tagesschau/03-11-2020-tagesschau-20-00-





Abbildung 1: Geschätzte Höhe der Spitzensteuer 
Anmerkung: Online Survey Vermögensteuer 2020.  
Beeinflusst die Fehleinschätzung des Spitzensteuersatzes auch die Zustimmung zu Vermö-
gensteuern? Die Resultate der OLS-Regression in Tabelle 1, Modell 1 geben Aufschluss dar-
über. Im Basismodell mit wenigen sozio-ökonomischen Kontrollvariablen (Schulbildung, Haus-
haltseinkommen, Geschlecht) erzielt der Grad der Fehleinschätzung einen höchst signifikan-
ten negativen Koeffizienten: Da positive Werte die überschätzte Spitzensteuer erfassen, gilt: 
Je eher hohe Einkommen schon durch die Spitzensteuer belastet wahrgenommen werden, 
desto weniger wird eine Vermögensteuer unterstützt. Der Beitrag zur Varianzaufklärung ist mit 
3,4% jedoch klein, auch wenn die Fehleinschätzung durchaus einflussreicher als die soziode-
mografischen Merkmale Haushaltseinkommen, Bildungsniveau und Geschlecht ist. 
Im Vergleich zur Fehlperzeption der Spitzensteuer ist die Wahrnehmung der Ungleichheit ent-
scheidender für die Unterstützung für Vermögensteuer (Modell 2). Wird gesellschaftliche Un-
gleichheit als zu groß bewertet, steigt der Wunsch nach einer Vermögensteuer höchst signifi-
kant an und die aufgeklärte Varianz liegt bei 11%. Demnach ist ein diffuses Unbehagen an der 
Ungleichheit viel wichtiger als Detailwissen zur Spitzensteuer. 
Modell 3 nimmt die Einschätzung der eigenen Einkommensposition auf. Je höher die eigene 
Einkommensposition wahrgenommen wird, desto weniger wird die Vermögensteuer unter-
stützt. Da die Selbsteinstufung und das faktische Haushaltseinkommen stark korrelieren 
(Pearsons R=0.4***), nimmt die Präsenz des Perzeptionsitems die durch das Einkommen er-
klärbare Varianz auf; letztes wird noch unbedeutender. Die Wahrnehmung der eigenen Posi-
tion in der Einkommenshierarchie erklärt die Unterstützung für das verteilungspolitische Instru-
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haltseinkommen gab Erklärungskraft bereits in Modell 2 an die Kritik an gesellschaftlicher Un-
gleichheit ab, in Modell 3 nochmals an die Perzeptionsvariable. Die subjektive eigene Position 
ist im Vergleich weniger einflussreich als die Unzufriedenheit mit gesellschaftlicher Ungleich-
heit. Dass politische Einstellungen stärker durch den Blick auf das Ganze beeinflusst werden 
als durch die eigene Position, beobachten auch Mutz (1998) oder Studien zu economic voting: 
Die Parteienwahl wird stärker durch die Einschätzung der nationalen ökonomischen Lage als 
durch die geschätzte eigene Wirtschaftslage bestimmt (Lewis-Beck/Stegmaier 2007; 
Brenke/Kritikos 2017). 
Tabelle 1: Regression auf Unterstützung der Vermögensteuer 
 Modell 1 Modell 2 Modell 3 Modell 4 
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Konstante 4.06 (.132)*** 2.30 (.218)***  2.58 (.228)*** 2.47 (.227)*** 
R-Sq 3,9% 11,1% 12,1% 13,9% 
Anmerkung: Gezeigt werden unstandardisierte Koeffizienten. In Klammern t-statistik; bei Konstante 
Standardfehler. Daten gewichtet. * = p <.05; ** = p<.01; *** = p<.001. N=1237.  
Den Einfluss der Mediennutzung auf die Unterstützung der Vermögensteuer prüft Modell 4 mit 
einer Dummy-Variable für das intensive Nutzen von Fernsehen, Zeitungen und Internet mit 
dem Ziel politischer Information. Die Variable differenziert zwar wenig, bildet aber media ex-
posure ab. Sie erzielt einen positiven, höchst signifikanten Koeffizienten. Die Unterstützung für 
die Vermögensteuer wächst offenbar mit intensiver Mediennutzung. Zugleich wird die Dummy 
für Realschulbildung im Kontrast zu höheren Abschlüssen insignifikant. Die intensive Medien-
nutzung kompensiert den negativen Effekt, den hohe Schulabschlüsse sonst üblicherweise für 
die Sympathie gegenüber Umverteilungspolitik bedeuten. 
Die Zustimmung zur Vermögensteuer differiert nach der Partei-Identifikation: Fast alle Anhä-
nger der Linken wollen sie (91%), drei Viertel der Grünen (76%) und der SPD-Anhänger (74%), 
58% der Anhänger der CDU/CSU und ähnlich 55% der AFD-Anhänger. Nur die Anhänger der 
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FDP unterstützen sie zu weniger (44%). Die teils deutlichen Parteiunterschiede ergeben große 
Effekte in der multivariaten Regressionsanalyse. Das R-Quadrat steigt von 13,9% auf 20,3%. 
Aber die signifikanten Effekte der Wahrnehmungsitems (Schätzung Spitzensteuer, eigene Po-
sition, Ungleichheit zu groß) bleiben. Auch die im folgenden analysierten Issue-Frames stam-
men aus dem Repertoire unterschiedlicher Parteien. Da der Einfluss von Parteien auf Einstel-
lungen zu policy-issues bereits gut erforscht ist (z.B. Slothuus/Freese 2010; Slothuus/Bisgaard 
2020), verzichte ich auf eine nochmalige Analyse. 
 
4.3 Frames in den Medien 
Erreichen die von politischen Eliten und Interessengruppen in den Medien platzierten Inhalte, 
die Wähler für die eigene Position zur Vermögenssteuer gewinnen wollen, die Einstellungen 
der Befragten? Abbildung 2 zeigt zunächst, ob sich die Unterstützung für Vermögensteuern 
durch die Treatments verändert. Effekte der Treatments werden abgelesen am Unterschied 
zwischen Kontroll- und Treatmentgruppen bei der outcome-Messung. Nur ein Frame erzielt 
signifikant andere Antworten als die der Kontrollgruppe. Das Treatment zu Arbeitsplatzrisiken 
durch eine Besteuerung von Vermögen senkt die Unterstützung im Vergleich zur Kontroll-
gruppe um 3.6 Skalenpunkte, was ein höchst signifikanter Unterschied ist (p<=0,001). Das 
Argument einer Vermögensteuer, die die wegen Corona angehäuften Staatsschulden ab-
bauen hilft oder in Infrastruktur und technologischen Wandel zu investieren sei, bewegt den 
Wert nicht signifikant über den der Kontrollgruppe. Die Kontrollgruppe hat diese Argumente 
bereits aufgenommen. Die langfristige mediale Berichterstattung über Zugewinne Wohlhaben-
der bei Einkommen und Vermögen hat die Argumente der Rahmen bereits popularisiert.  
Die weitgehend fehlenden Reaktionen auf zwei der Treatments legen einerseits bereits in der 
öffentlichen Meinung angekommene Pro-Argumente nahe. Der andererseits sehr effektive Ar-
beitsplatzframe spricht für dessen Benennungsmacht. Wenn keine Arbeitsplatzsorgen aktiviert 
werden, erhalten die Rahmen der Befürworter der Vermögensteuer weitgehend Zustimmung. 
Wenn aber verfügbar gemacht wird, dass man „die Kräfte nicht belasten dürfe, die Arbeits-
plätze schaffen“ (die Wortwahl ist eng an die in den Medien angelehnt) erodiert der Konsens. 
Dies entspricht in hohem Masse der einleitend skizzierten Konstellation: Erst der Aufbau einer 
Drohkulisse über „investitionsmüde“ Unternehmer bremst den in Demokratien naheliegenden 
Anreiz, die Reichen zu belasten (Streeck 2013). 
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Abbildung 2: Unterstützung für Vermögensteuern nach Treatment 




Das Paper greift die Debatte um den Einfluss der ungenauen Wahrnehmungen ökonomischer 
Ungleichheit auf die politische Nachfrage auf und prüft, ob ein Bias auch die Unterstützung für 
ein konkretes verteilungspolitisches Instrument, die Vermögensteuer, prägt. Zudem geht das 
Paper dem Einfluss der Medienberichterstattung bzw. der politischen Kommunikation auf die 
perzipierte Ungleichheit nach, ein wenig untersuchtes und durch die Forschung zu sozialpoli-
tischen Einstellungen vernachlässigtes Feld. 
Die Formation umverteilungspolitischer Präferenzen unterliegt widersprüchlichen Dynamiken. 
Obwohl Vermögensteuern scheinbar einfach machbar sind – die Wählermehrheit entscheidet 
über Steuern, die eine Minderheit der Wohlhabenden belasten – findet ein Kampf um Benen-
nungsmacht statt (Bourdieu 1986). Mit Scheve und Stasavage (2016), die zeigen, dass die 
Einführung von Vermögenssteuern nicht durch objektive Ungleichheit erklärt werden kann, 
gehe ich vom Ringen zwischen dem Bild einer Privilegierung der Reichen einerseits, und dem 
Bild einer Überlastung der Reichen andererseits aus. Wirtschaft und Teile der politischen Elite 
– eine Seite der um Benennungsmacht ringenden Akteure - inszenieren den gesellschaftlichen 
Beitrag der Unternehmer und erinnert an fehlende Arbeitsplätze, falls gute Bedingungen für 
Unternehmen fehlen. Die andere Seite erinnert an das Davonziehen der Topeinkommen und 
der Vermögen, die deren Beitrag zum Abbau von Ungleichheit und Schulden rechtfertige.  
Die Medien machen diese Darstellungen der Reichen verfügbar und auch, dass eine Belas-
tung der Vermögenden negativ auf Arbeitsplätze wirkt. Kommen diese konkurrierenden Deu-
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Wegen der These, dass ökonomische Ungleichheit ungenau perzipiert werde und dann die 
umverteilungspolitische Nachfrage übersteigert ist, wurde geprüft, ob die Belastung hoher Ein-
kommen durch den Spitzensteuersatz verzerrt wahrgenommen wird und wie dies die Unter-
stützung für Vermögensteuern beeinflusst. Die Daten des Online-Surveys dokumentieren 
breite Unterstützung für Vermögensteuern, die sinkt, wenn der Spitzensteuersatz für Gutver-
diener zu hoch eingeschätzt wird. Da Befragte die Spitzensteuer öfter über- als unterschätzen, 
dämpft der dominierende Bias die Sympathien zugunsten der Vermögensteuern. Die Kognition 
ist also keineswegs in einer Weise verzerrt, die die verteilungspolitische Nachfrage anfacht. 
Insgesamt schätzen Befragte die steuerliche Belastung Reicher relativ realistisch ein. Dies 
dürfte damit zusammenhängen, dass die Spitzensteuer in den letzten Jahren oft ein Gegen-
stand der medialen Berichterstattung war. Der empirisch in dieser Studie nachgewiesene Bias 
bremst eine politische Nachfrage, die Reiche weiter mit Steuern belastet, eher ab.25 
Sehr viel mehr beeinflusst aber das Urteil, die Gesellschaft sei ungerecht, die Unterstützung 
für eine Vermögensteuer. Auch die geschätzte eigene Lage erzielt einen höchst signifikanten 
Einfluss: Je höher Befragte ihre Position in der Einkommenshierarchie wahrnehmen, desto 
stärker lehnen sie eine Vermögensteuer ab. Aber im Vergleich zum soziotropischen Urteil über 
die gesamte Gesellschaft prägt das egotropische Urteil die outcome-Variable, also die Unter-
stützung einer Vermögenssteuer, sehr viel weniger. Eine Medienstrategie, die generell das 
Bild einer ungerechten Gesellschaft zeichnet, ist demnach effektiver als Information. 
Die medienvermittelte politische Kommunikation ist eine wichtige Komponente der Präferenz-
bildung. Drei Framingexperimente testeten in den Medien gängige Rahmen zur Vermögen-
steuer. Die beiden Experimente mit positiven Aspekten der Vermögensteuer – Beitrag zum 
Schuldenabbau und zu Zukunftsinvestitionen - können die bereits in der Kontrollgruppe hohe 
Unterstützung nicht weiter steigern. Diese Frames wurden durch langjährige Debatten um Rei-
chensteuern bereits endogenisiert. Aber Interessengruppen der Wirtschaft und wirtschafts-
nahe Parteien bringen einen erfolgreichen Frame ins Kräftemessen ein: Das Argument, dass 
man „Kräfte, die Arbeit schaffen“ nicht zu sehr belasten dürfe, da sie sonst abwandern, dämpft 
höchst signifikant den Konsens zugunsten der Vermögensteuer. Es hat Benennungsmacht. 
Die Benennungsmacht beider Seiten ist Ergebnis langfristiger Medienarbeit, die eine Quer-
schnittsstudie wie diese nicht fassen kann. Künftige Forschung sollte analysieren, wie Medi-
eninhalte langfristig einerseits die Privilegierung der Reichen und andererseits die Überlastung 
der Wirtschaft in Szene setzten und welches Seite in den vergangenen Jahren in den Medien 
dominierte. 
Vermögensteuern werden mehrheitlich unterstützt – selbst nach Framing mit bedrohten Ar-
beitsplätzen. Dennoch gibt es trotz wiederholter Anläufe verschiedener Parteien keine und ihre 
Einführung in Deutschland ist fraglich. Man kann dies als Responsivitätslücke diskutieren. 
Aber es gibt einen wenig beachteten Grund: Im Survey geäußerte Zustimmung ist keine Wahl-
                                                          
25 Niehues (2019: 92) berichtet hingegen, dass Befragte die von Einkommensmillionären gezahlten 
Steuern unterschätzen. M.E. war die Befragung recht komplex und beachtet wenig, was Eriksson und 
Simpson (2012) feststellten: „What do Americans know about inequality: It depends on how you ask 
them.” Die Darstellung numerischer Größen hat großen Einfluss darauf, was Befragte schätzen. 
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entscheidung für Parteien, die Vermögensteuern umsetzen, da in die Parteienwahl auch an-
dere Themen eingehen.26 Letztlich mögen etwa die Flüchtlings- oder Umweltpolitik den Aus-
schlag geben, weil sie salienter sind. Die Forschung zur Unterstützung der Bürger für redistri-
butive Politik sollte dem relativen Gewicht anderer Issues im Vergleich zu verteilungspoliti-
schen Themen mehr Aufmerksamkeit schenken. Die von der Einstellungsforschung ermittel-
ten Umverteilungswünsche wären dann realitätshaltiger. 
  
                                                          
26 Das zeigt sich etwa an der hohen Zustimmung zur Vermögensteuer, aber der nicht gleichermaßen 
hohen Wahlabsicht der SPD, obwohl sie die Einführung einer Vermögensteuer auf ihrem Parteitag im 




Tabelle A1: Zustimmung zur Vermögensteuer 
 in % 
Lehne voll und ganz ab 7,9 
Lehne eher ab 8,5 
Teils/ teils 17,6 
Unterstütze eher  25,6 
Unterstütze voll und ganz 40,5 
Daten: Online Survey YouGov im Nov. 2020. Gewichtet. N=1260.  
 







Schulabschluss     
  Volksschule/oA 26,8 24,2 28,1 22,0 
  Realschule  41,2 42,1 43,2 48,4 
  Abitur/ FHreife 32 33,6 28,7 29,5 
Haushaltsnettoeink.     
  unter 2000€ 27 24,8 29,2 27,1 
  2000 bis <4000€ 41,2 39,4 43,3 36 
4000€ und mehr* 31,8 35,9 27,4 36,9 
Alter     
  18-29 J. 18,7 21 20,5 19,7 
  30-59 J.  56,4 54,2 55,4 54 
  60-75 J. 24,9 24,9 24,1 26,3 
Geschlecht     
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